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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Müller-Hermann, Dr. Ritz, Bewerunge, 
Eigen, Kiechle, Schröder (Wiihelminenhof), Susset, Freiherr von Kühlmann-Stumm 
und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/3988 - 

betr. Fischereipoiitik 


Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
hat mit Schreiben vom 8. September 1975 - 721 - 3910 - die vor- 
genannte Kleine Anfrage namens der Bundesregierung wie 
folgt beantwortet: 

Allgemein 

Die Bundesregierung schenkt der jüngsten Entwicklung der 
nationalen und internationalen Probleme der deutschen See- 
fischerei größte Aufmerksamkeit. Sie hat eine umfassende Kon- 
zeption für die Fischwirtschaftspolitik ausgearbeitet, die dem- 
nächst dem Haushaltsausschuß und dem Ernährungsausschuß 
des Deutschen Bundestages zugeleitet wird. In der Ausarbei- 
tung werden die wichtigsten von der CDU/CSU-Fraktion in 
der Drucksache 7/3988 gestellten Fragen behandelt. In Ergän- 
zung zu der Beantwortung der einzelnen Fragen verweist die 
Bundesregierung daher auf diese Ausarbeitung. 


1. Welche wirtschaftlichen und sonstigen Auswirkungen hat die 
völkerrechtswidrige Ausdehnung der Fischereigrenzen von 
12 Seemeilen auf 50 Seemeilen durch Island auf die deutsche 
Hochseefischerei gehabt, und was hat die Bundesregierung mit 
welchem Ergebnis unternommen, um negative Auswirkungen 
zu verhindern? 

Die völkerrechtswidrige Ausdehnung der Fischereizone von 
12 auf 50 Seemeilen durch Island sowie die gewaltsamen Behin- 
derungen der deutschen Fischereifahrzeuge durch isländische 
Wachboote haben für die deutsche Seefischerei zu beträcht- 
lichen Fangausfällen und zu Kostensteigerungen infolge des 
höheren zeitlichen Fischereiaufwandes geführt. Betrugen die 
Fänge vor Island im Durchschnitt der Jahre 1962 bis 1972 noch 
ca. 120 000 t, so gingen sie auf Grund der isländischen Maß- 
nahmen in 1972 auf ca. 94 000 t, 1973 auf ca. 90 000 t und 1974 
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sogar auf unter 90 000 t zurück. Insbesondere durch die stän- 
digen Übergriffe der isländischen Wachboote, die in vielen 
Fällen auch zu direkten Schäden an den deutschen Fischerei- 
fahrzeugen (u. a. Kappen der Fangnetze) und schließlich zur 
gewaltsamen Aufbringung des Fischdampfers „Arcturus" führ- 
ten, wurden die deutschen Fischereibetriebe einschließlich der 
Besatzungen der Fahrzeuge hart betroffen. 

Die Bundesregierung ist seit Ankündigung der isländischen 
Regierung im Jahre 1971, die Fischereizone auf 50 Seemeilen 
auszudehnen, fortgesetzt um eine Verhandlungslösung bemüht. 
Diesen Verhandlungen war bisher kein Erfolg beschieden, da 
die isländische Seite auf Maximalpositionen beharrte. 

Zwar einigten sich im Oktober 1974 Delegationen beider Staa- 
ten erstmals auf einen Abkommensentwurf. Dieser wurde je- 
doch letztlich wegen des vorgesehenen begrenzten Einsatzes 
von Vollfrostern im Auswärtigen Ausschuß des isländischen 
Parlaments (Althing) verworfen. Die Bundesregierung hat sich 
daraufhin weiter, teilweise auf höchsten politischer Ebene, um 
das Zustandekommen weiterer Gespräche bemüht. Voraussicht- 
lich wird es in Kürze zu einer erneuten Verhandlungsrunde 
kommen, die sich auch auf die angekündigte Ausdehnung der 
isländischen Fischereizone auf 200 Seemeilen erstrecken wird. 
Parallel zu den Verhandlungen rief die Bundesregierung den 
Internationalen Gerichtshof in Den Haag an, der in seinem 
Urteil die deutsche Rechtsposition bekräftigte. 

Wegen der fortgesetzten Behinderungen deutscher Fischdamp- 
fer hat die Bundesregierung den Einsatz ihrer zivilen unbewaff- 
neten Fischereischutzboote in den strittigen Gewässern ver- 
stärkt. Diese konnten in vielen Fällen den behinderten deut- 
schen Fischereifahrzeugen Schutz gewähren; insbesondere brau- 
chen die Fischdampfer in Notfällen keine isländischen Häfen 
mehr anzulaufen, wodurch die Gefahr einer Konfiszierung ver- 
mindert wird. Bei ernsteren Behinderungsfällen leitete die deut- 
sche Botschaft in Reykjavik entsprechende diplomatische 
Schritte ein. 

Im übrigen verweist die Bundesregierung auf ihre Bericht- 
erstattung im Ernährungs- und Haushaltsausschuß des Deut- 
schen Bundestages sowie die Beantwortung der Frage 3. 


2. Welche möglichen Auswirkungen hat die von Island zum 
15. Oktober 1975 angekündigte Ausdehnung der Fischereigren- 
zen auf 200 Seemeilen auf die deutsche Fischwirtschaft, und wie 
kann vor allem die Versorgung der Bevölkerung unter der- 
artigen möglichen Bedingungen aufrechterhalten werden? 


Die deutsche Hochseefischerei erzielt ihre Fänge vor Island 
überwiegend innerhalb der 50-sm-Zone. Eine deutsche Fischerei 
allein in den Gebieten zwischen 50 und 200 sm ist wirtschaftlich 
wenig rentabel. Eine zusätzliche Ausdehnung der Fischereizone 
von 50 auf 200 sm hat vor allem deshalb sehr negative Aus- 
wirkungen, weil die deutsche Hochseefischerei zum rentablen 
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Einsatz ihrer Flotte auf eine möglichst ununterbrochene Kette 
von Fangplätzen angewiesen ist. Diese Kette würde im Nord- 
ostatlantik durch die Ausdehnung auf 200 sm unterbrochen; 
denn das Gebiet zwischen 50 und 200 sm ist sowohl für die 
Nutzung der Fangplätze innerhalb der 50-sm-Zone vor Island 
als auch für die Nutzung anderer Fanggründe im Nordost- 
atlantik von Bedeutung. 

Die Bundesregierung ist bemüht, im Verhandlungswege mit 
Island eine Versorgung des deutschen Marktes möglichst im 
bisherigen Umfang aus eigenen Fängen sicherzustellen. Soweit 
infolge von Fangbegrenzungen durch Island Lücken in der 
Eigenversorgung entstehen, ist die Bundesregierung daran 
interessiert, daß ein teilweiser Ausgleich durch isländische Lie- 
ferungen erfolgt. Daneben bemüht sich die Bundesregierung 
intensiv, durch Vereinbarungen mit anderen Küstenstaaten zu- 
sätzliche Fangmöglichkeiten für die deutsche Seefischerei zu 
erschließen. 


, 3. Welche Ansicht vertritt die Bundesregierung zur Frage einer 
Beibehaltung oder Aufhebung des Anlandestopps isländischer 
Fische in der Bundesrepublik Deutschland? 

Als Reaktion auf die ständigen isländischen Gewaltmaßnahmen 
und auf das gewaltsame Aufbringen des Fischdampfers „Arc- 
turus" wurde von den vier Küstenländern im Einvernehmen 
mit der Bundesregierung für isländische Direktanlandungen 
eine Hafensperre verhängt. Bei der Bekanntgabe dieser Maß- 
nahme wurde verdeutlicht, daß sie aufgehoben würde, sobald 
annehmbare Voraussetzungen für die Fortsetzung von Ver- 
handlungen bestehen. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß eine positive Prüfung 
der Aufhebung des Anlandestopps jedenfalls dann möglich ist, 
wenn sich Perspektiven für erfolgversprechende Verhandlun- 
gen eröffnen und sich eine Beruhigung der Lage in den stritti- 
gen Gewässern (Zwischenfälle) abzeichnet. 


4. Weiches Konzept hat bisher der EG-Ministerrat entwickelt, um 
ein geschlossenes Auftreten der Europäischen Gemeinschaften 
gegenüber völkerrechtswidrigen Ausweitungen von Fischerei- 
zonen zu bewirken, und welche Schritte hat die Bundesregierung 
unternommen, um zur Gestaltung und Verwirklichung eines 
solchen Konzepts zu gelangen? 

Durch das isländische Vorgehen sind Gemeinschaftsinteressen 
berührt. Daher haben sich die zuständigen Gremien der Gemein- 
schaft, insbesondere der EG-Ministerrat, mit diesem Problem- 
kreis befaßt. Diese Beratungen werden entsprechend den Initia- 
tiven der Bundesregierung ein abgestimmtes Verhalten der 
EG-Staaten gegenüber Island sichern helfen. 
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5. Weiche wettbewerbsverzerrenden Maßnahmen auf dem Gebiet 
der Fischwirtschaft werden von anderen EG-Mitgliedstaaten 
durchgeführt, und was unternimmt die Bundesregierung da- 
gegen? 

Die Seefischerei in den Mitgliedstaaten der EG wird nach Art 
und Höhe unterschiedlich mit öffentlichen Mitteln gefördert. 
Nach einem Vorschlag der EG-Kommission soll deshalb die 
staatliche Beihilfengewährung der Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaften im Rahmen einer gemeinsamen Struk- 
turpolitik für die Seefischerei harmonisiert werden. Die Bundes- 
regierung unterstützt diese Maßnahmen nachdrücklich und ist 
hierbei u. a. bestrebt, einen abschließenden Beihilfenkatalog mit 
Beihilfehöchstsätzen zu erreichen. 

Da aus Anlaß der hohen Ölpreissteigerungen in verschiedenen 
Mitgliedstaaten Hilfen für die dortigen Seefischereibetriebe 
eingeführt wurden, hat sich die Bundesregierung mit Erfolg für 
eine Verabschiedung von Leitlinien der EG-Kommission für die 
Gewährung von nationalen „Ölhilfen" eingesetzt. Die Leitlinie 
legt Höchstbeträge für „Ölhilfen" an die Seefischerei fest. Bis- 
her haben sich alle Mitgliedstaaten, soweit der Bundesregierung 
bekannt wurde, an diese Leitlinie gehalten. 

Im übrigen verweist die Bundesregierung auf die Beantwor- 
tungen der Mündlichen Anfrage des Abgeordneten Dr. Müller- 
Hermann (Frage 289) und der Anfrage des Abgeordneten Eigen 
(Frage 122). 


6. Wann ist nach Ansicht der Bundesregierung damit zu rechnen, 
daß die nationalen fischereiwirtschaftlichen Aktivitäten in der 
EG harmonisiert werden, und welche Gefahren sind für die deut- 
sche Fischwirtschaft damit verbunden, wenn es nicht bald ~ etwa 
bis Ende 1975 - zu einer derartigen Harmonisierung kommt? 

Mit einer Verabschiedung der Ratsverordnung zur Festlegung 
der Bedingungen für die Gewährung staatlicher Beihilfen für die 
Seefischerei ist in diesem Jahr kaum noch zu rechnen, weil über 
einige wesentliche Fragen bisher kein volles Einvernehmen er- 
zielt worden ist. Nachteile für die deutsche Fischwirtschaft sind 
durch diese Verzögerung aber nicht zu erwarten. Nach einem 
von der EG-Kommission zusammengestellten Gesamtvergleich 
der in den Mitgliedstaaten z. Z. gewährten Beihilfen schneidet 
die deutsche Seefischerei, insbesondere die Kutterfischerei, in 
dieser Hinsicht nicht ungünstig ab. 


7, Wie hat sich ab 1969 die Importabhängigkeit des deutschen 
Fischmarktes entwickelt, und wie sind die Zukunftsaussichten 
für die Erhaltung einer ausreichenden Eigenproduktion und da- 
mit der Eigenversorgung? 


Die Gesamtimporte sind seit 1965 von 269 000 t auf 335 000 t 
in 1973 gestiegen, während der Selbstversorgungsgrad in die- 
sem Zeitraum von 74 v. H. auf 59 v. H. abnahm. 1974 gingen die 
Importe jedoch wegen verringerter Liefermöglichkeiten auf 
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307 000 t zurück. Im ersten Halbjahr 1975 verringerten die Im- 
porte sich gegenüber dem gleichen Vorjahreszeitraum noch 
weiter (Angaben erstrecken sich auf frische und gefrorene 
Heringe, frische und gefrorene Seefische sowie Fischkonser- 
ven). Eine Analyse der Importmöglichkeiten ergibt, daß kurz- 
fristig keine bedeutenden zusätzlichen Lieferungen zu erwarten 
sind. Besonders schwierig stellt sich die Importsituation auf dem 
Frischfischsektor dar. Anhaltspunkte dafür, daß mittelfristig er- 
höhte Importe im Vergleich zu den Vorjahren möglich sind, 
bestehen nicht, zumal die Lage auf dem Weltmarkt unüber- 
sichtlich ist. Ob die Importe sich langfristig steigern lassen, wird 
z. T. dadurch bestimmt, ob und wie andere Fischereinationen 
eine veränderte seerechtliche Lage nutzen und die internatio- 
nalen Handelsstrukturen sich verschieben. 

Die Erhaltung einer ausreichenden Eigenproduktion hängt im 
wesentlichen von der Entwicklung des internationalen See- 
rechts ab. Nach dem bisherigen Verlauf der 3. Seerechtskonfe- 
renz der Vereinten Nationen ist zu befürchten, daß sich das 
Konzept der Wirtschaftszone bis zu 200 sm durchsetzen wird. 
Da die Küstenstaaten im Bereich des Nordatlantik jedoch kaum 
kurz- und mittelfristig in der Lage sein werden, die vor ihren 
Küsten in einer 200-sm-Zone vorhandenen Fischvorkommen 
allein voll auszuschöpfen, liegt hier ein Ansatzpunkt für Ver- 
handlungen über Fangmöglichkeiten. Dies gilt auch für einige 
Länder der südlichen Hemisphäre. 

Sollten die Mitgliedstaaten der EG eine 200-sm-Wirtschaftszone 
einführen, würden die Gewässer nach den Grundsätzen des EG- 
Vertrages und der Fischereistruktur-Verordnung einem gemein- 
samen Regime unterliegen und von den Fischern aller Mitglied- 
staaten genutzt werden können. Die Bundesregierung tritt da- 
her für eine volle Aufrechterhaltung des entsprechenden EG- 
Rechts ein. 


8. Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß mit der Förderung 
des Baus von nur elf Frischfischfängern („Das sollten Sie 
wissen" vom 30. Juli 1975) die Eigenversorgung der Bundes- 
republik Deutschland im bisherigen Umfang aufrechterhalten 
und die Bevölkerung ausreichend mit Fisch versorgt werden 
kann, und wie wirkt sich die mit der Förderung des Baus von 
elf Frischfischfängern als Ersatzbauten für überalterte Tonnage 
verbundene Reduzierung der Fangkapazität auf die gesamte 
deutsche Fischwirtschaft und hier besonders auf die Arbeits- 
marktsituation aus? 

9. Hält die Bundesregierung eine Förderung des Baus von Frisch- 
fischfängern mit 20 V. H. der Neubaukosten für ausreichend, 
um einen genügenden Anreiz zu geben, daß die überalterte 
Flotte erneuert wird, oder weisen die bisherigen betriebswirt- 
schaftlichen Ergebnisse nicht vielmehr aus, daß ein Zuschuß 
von 20 V. H. nicht ausreicht, um auf längere Sicht eine aus- 
reichende Rentabilität zu erreichen? 

10. Besteht wegen der Unsicherheit in der Fortentwicklung des 
internationalen Seerechts die Gefahr, daß sich der dringend 
erforderliche Bau von Frischfischfängern verzögert und daß 
dadurch die Eigenversorgung auf mittlere Sicht beeinträchtigt 
wird? 
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Unter Berücksichtigung der unsicheren seerechtlichen Entwick- 
lung beabsichtigt die Bundesregierung den Bau von voraus- 
sichtlich elf Schiffen zu unterstützen. Dies entspricht auch den 
Vorstellungen der deutschen Hochseefischerei. Eine Steuerung 
des Neubauvolumens entsprechend der weiteren Entwicklung 
des internationalen Fischereirechts ist bei den Entscheidungen 
über die Mittelvergabe möglich. Die Bundesregierung ist der 
Auffassung, daß im Hinblick auf die Sicherstellung der weiteren 
Versorgung des deutschen Frischfischmarktes und der fisch- 
verarbeitenden Industrie sowie zur Aufrechterhaltung der be- 
stehenden Distributions- und sonstigen Landeinrichtungen mit 
dem Neubau von Frischfischtrawlern bis zu einer endgültigen 
Klärung der seerechtlichen Verhältnisse nicht gewartet werden 
kann. Im übrigen liegt die Förderung solcher Neubauten auch 
im Sinne der Maßnahmen zur Konjunkturbelebung. Sollte es zu 
einem leichten Rückgang des Anteils der deutschen Seefischerei 
an der Versorgung des Inlandmarktes kommen, muß dies unter 
den derzeitigen Umständen hingenommen werden. Wesentliche 
nachteilige Auswirkungen auf die deutsche Fischwirtschaft und 
auf den Arbeitsmarkt sind dadurch nicht zu erwarten. 

Wie die Bundesregierung bereits in der Beantwortung der 
Mündlichen Anfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Müller-Her- 
mann (Frage 289) im einzelnen dargelegt hat, hält sie eine För- 
derung des Baus von Frischfischfängern bis zu 20 v, H. der 
Baukosten für ausreichend. 


11. Wie und in welcher Höhe beabsichtigt die Bundesregierung 
zukünftig die Kutterfischerei zu fördern? 

Die Bundeshilfen zur Erneuerung und Modernisierung der 
Kutterflotte werden in Anbetracht der hohen Investitionskosten 
und der unzureichenden Finanzkraft der Kutterfischerei fort- 
geführt, Dabei handelt es sich um die Gewährung niedrig ver- 
zinslicher Darlehen für Investitionsvorhaben, um die Vergabe 
von Zuschüssen insbesondere für Neubauten und grundlegende 
Erneuerungen sowie um die Zinsverbilligung von Kapitalmarkt- 
mitteln für Neu- und Umbaumaßnahmen. Ferner werden Ab- 
wrackhilfen zur Entlastung der Kutterflotte von unwirtschaft- 
lichen Fahrzeugen gewährt. Ein Teil der Bundeshilfen wurde 
mehrmals den gestiegenen Kosten angepaßt, z. B. hinsichtlich 
der Darlehenshöchstbeträge und der Anhebung des Zinsver- 
billigungszuschusses um 1 V. H. auf 4 v. H. 

Die Bundesregierung hält ihre gegenwärtigen Maßnahmen zur 
Förderung der Fischereistruktur für ausreichend. Als Erfolg der 
bisherigen Maßnahmen zeichnete sich in den letzten Jahren 
eine Verbesserung der Ertragslage und der Flottenstruktur der 
Kutterfischerei ab. Die derzeitige Zurückhaltung der Investi- 
tionen ist nicht auf zu geringe öffentliche Hilfen, sondern auf 
konjunkturell beeinflußte Erlösminderungen und steigende 
Kosten (u. a, ölpreise) zurückzuführen. 


6 



Deutscher Bundestag — 7« Wahlperiode 


Drucksache 7/4025 


Auch im Bereich der Marktstruktur wird die Bundesregierung 
die Kutterfischerei weiterhin fördern, insbesondere auf Grund 
des Marktstrukturgesetzes und entsprechender EWG-Vorschrif- 
ten; z. B. erhalten zur Verbesserung der Marktposition gegrün- 
dete Erzeugerzusammenschlüsse Start- und Investitionsbei- 
hilfen. 


12. Auf welche Art und Weise gedenkt die Bundesregierung die 
Kutterfischer bei der Errichtung neuer Betriebs- und Organi- 
sationsformen zu unterstützen? 

Die Förderung der Kleinen Hochsee- und Küstenfischerei aus 
Bundesmitteln ist grundsätzlich auf Einzelbetriebe sowie 
Fischergenossenschaften und deren Zusammenschlüsse abge- 
stellt. Die steigenden Neubaukosten für Kutter übersteigen 
jedoch häufig die finanzielle Leistungsfähigkeit der Familien- 
betriebe in der Kutterfischerei. Die Bundesregierung steht da- 
her Bestrebungen der Kutterfischerei, nach neuen Betriebs- 
bzw. Organisationsformen zu suchen, aufgeschlossen gegen- 
über. Allerdings ist es in der Kutterfischerei bisher nicht zur 
Bildung von berufsständischen Kutterfinanzierungsgesellschaf- 
ten als Selbsthilfeeinrichtung gekommen. Gegenwärtig besteht 
lediglich eine Kutterfinanzierungsgesellschaft ohne unmittelbare 
Beteiligung von Kutterfischern. Soweit diese gefördert wird, ist 
durch besondere Bedingungen sichergestellt, daß die Mittel den 
späteren Einzelerwerber, einem Berufsfischer, zugute kommen. 


13. Wie hat sich die Lage auf dem Frostfischmarkt entwickelt, und 
wie sind die Zukunftsaussichten? 

Die deutsche Frostfischproduktion ist in den letzten beiden Jah- 
ren auf ca. 216 000 t (Fanggewicht) angestiegen. Langfristig ist 
bei Frostfisch insbesondere wegen seiner auf die heutigen 
Kaufgewohnheiten zugeschnittenen Angebotsform eine Ver- 
brauchszunahme zu erwarten. Zur Zeit bestehen jedoch auf dem 
Frostfischmarkt in den EG-Mitgliedstaaten erhebliche Schwie- 
rigkeiten. Sie wurden durch eine Absatzkrise auf dem US-Frost- 
fischmarkt sowie durch eine Kaufzurückhaltung des Endver- 
brauchers im Zuge der konjunkturellen Entwicklung ausgelöst. 
Zur Überwindung der Schwierigkeiten hat der EG-Ministerrat 
mit Unterstützung der Bundesregierung für die wichtigsten 
Frostfisch-Erzeugnisse Referenzpreise sowie vorübergehende 
Lagerkostenbeihilfen und Exporterstattungen beschlossen. Die 
Maßnahmen haben bereits jetzt zu einer leichten Verbesserung 
der Situation beigetragen. 


14. Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die bisherigen Rege- 
lungen über den Fang von Fischmehlrohware ausreichend sind; 
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welche Verbesserungen schlägt die Bundesregierung vor, und 
wie gedenkt sie diese durchzusetzen? 

Die Bundesregierung ist, insbesondere auch in internationalen 
Gremien, stets mit allem Nachdruck dafür eingetreten, daß bei 
Konkurrenzsituationen zwischen der Fischerei für den direkten 
menschlichen Verzehr und dem Fang von Fischmehl-Rohware 
der Konsumfischerei absoluter Vorrang gebührt. Nicht zuletzt 
wegen dieser ständigen deutschen Bemühungen hat jüngst die 
Fischereikommission für den Nordostatlantik beschlossen, die 
gezielte Fischerei auf Hering für Fischmehlzwecke in der Nord- 
see zu verbieten und ähnliche Beschränkungen hinsichtlich des 
Fangs von Makrelen in der Nordsee anzuwenden. 

In der Bundesrepublik Deutschland hat der Industriefischfang 
nie eine große Bedeutung erlangt, weil die Bundesregierung 
frühzeitig auf eine Verlagerung zugunsten des Konsumfisch- 
fangs gedrängt und diesen Prozeß bei einigen Förderungsmaß- 
nahmen begünstigt hat. 


15. Welche Zusammenhänge zwischen deutscher Entwicklungshilfe 
und der Fortentwicklung des internationalen Seerechts be- 
stehen, und wie will die Bundesregierung diese Faktoren in 
Einklang bringen? 

Die deutsche Hochseefischerei betreibt keinen nennenswerten 
Fischfang vor den Küsten von Entwicklungsländern. Insoweit 
ist sie von den Tendenzen des Seerechts, wonach auch vielen 
Entwicklungsländern die KontroII- und Verfügungsbefugnis 
über die Fischbestände innerhalb 200 sm breiter Zonen zufallen 
könnte, kaum unmittelbar betroffen. 

Dessen ungeachtet ist die Bundesregierung nach Möglichkeit 
bemüht, im Rahmen der Kapazitäten der deutschen Fischerei- 
forschung und der deutschen Hochseefischerei mit den Entwick- 
lungsländern zu Kooperations- Abkommen zu gelangen, um die 
volle Nutzung der Ressourcen zu erreichen. Dies erscheint nicht 
nur im Hinblick auf den Aufbau von Fischerei-Industrien in den 
Entwicklungsländern sinnvoll, sondern auch wegen der Not- 
wendigkeit, einen Rückgang der Weltfischerei-Erträge zu ver- 
hindern. Dabei verhehlt die Bundesregierung keineswegs, daß 
entsprechende Kooperations-Bemühungen auch dem eigenen 
fischereipolitischen Ziel dienen sollen, die Versorgung des deut- 
schen Marktes sicherzustellen. 
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